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PAROLENSPIEGEL 

Eidgenossische AJbstimmung 
vom 8. Marz 

1 .. CVIP-famõlõe1!1Õ111Õtõatõve 
Jü. · «Familien stãrken!» Mit diesem 
Slogan will die CVP die Kinder- und 
Ausbildungszulagen von den Steuern 
befreien. Jãhrlich entrichten die Ar­
beitgeber rund 5,5 Milliarden Franken 
an Kinder- und Ausbildungszulagen an 
erwerbstãtige Eltern. Die darauf anfal­
lenden , Steuern beziffern Bund ilnd 
Kantone mit mindestens l Milliarde 
Frankl'(n. Nicht nur würde die Initiative 
folglich :z;u hohen Steuerausfãllen füh­
ren, sie durchbricht auch den . steuer­
rechtlichen Grundsatz, dass Einkom­
men versteuert werden muss. Familien 
mit hoheren steuerbaren Einkommen 
werden wegen der Progression bei einer 
Annahme .zudem stãrker, entlastet als 
jene mit tieferen Einkommen. Insge­
samt ist di('( CVP-Familieninitiative zu 
wenig zielgerichtet. Die NZZ empfiehlt 
deshalb ein Nein. 

Parteien: 
Ja: CVP, SVP, EVP, EDU. 
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Verbande und Organisationen: 
Ja: Pro Familia. 
i\i8ifi:····vra·ó·.·fõiiterei1i·a;;riàiiiêiiiàien·F·iiianzC!Yréi<:··· 

toren, Centre Pational, Bauerinrienverband. 
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2. 1Em:;rgõestell1!er-l1!1õtõatõve 
dsc. · Die Mehrwertsteuer abschaffen 
und dafij.r eine Steuer auf nichterneu­
erbare Energien einführen - das will 
die von den Grünliberalen lancierte 
Volksinitiative «Energie- statt Mehr­
wertsteuer>>. Mit einer Vert.euerung 
nichterneuerbarer 'Energien sollen das 
Energiesparen und der Umstieg auf er­
neuerbare Energien ohne Subventio­
nen attraktiv werden .. Weil mit der 
Mehrwertsteuer .aber ein Drittel Bun­
deseinnahmen entfallen würden, müss­
te die Energiesteuer hoch ausfallen: l 
Franlcen30 für einen Liter Benzin und 
10 bis 15 Rappen pro Kilowattstunde 
Sirom. Weil durch die Verteuerung der 
Energieverbrauch sinken dürfte, müss­
te die Steuer wohl' bald steigen, da 
sonst die Staatseinnahmen · sãnken. 
Diese Unsicherheit und ein derartiger 
Anstieg der Energiepreise sind eine 
Gefahr für die Wirtschaft. - Die NZZ 
empfiehlt deshalb ein Nein. 
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\weiz, VCS, Konsumentenforum. 
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~KÜRZE 

1 
Meiu Geld für die Bildung 
(sda) · Die Bildungskommission des 

\. Nationahats mochte die Karrieremog­
'- lichlceiten an Hochschulen fordern: Sie 
:::Í hat mit 16 zu 6 St:irmi:J.en beschlossen, 
"' eine. entsprechende Kommissionsmo7 

, tion einzureichen. Damit sóll der Bl1n­
'\J desrat beauftragt werden, für den Be­
::i reich Bildung, Forschung und 1Innova­
~ tionin den Jahren 2017 bis 2020 einjãhr-

liches Wachstuni. von 3,9 Prozent einzu­
~" planen. Mit zusãtzlichen Mitteln sollf?n 
r(; insbesondere Massnahmen :fij~ die Stãr­
-.:_ kung der hOheren Berufsbildung und 
...2 . für attraktivere ·wissenschaftliche Kar-

rieren umgesetzt werden. 11. 
Anl1õm1!1g 11'01!1 Natiolllaill'at Rime 
(s da) · D er Frel.b1:1rger SVP"Nationalrat 
Jean-François. Rime wirP, sich Vor qem 
. Büro d,es N ationalrats rechtfertigen 
müssen. Er steht im Verdacht. das 

Tagesschulen auf der Agenda 
Der Bund nimmt mit der Fachkrafieinitiative ein schulpolitisches Thema auf 

~:tZ, /f!.-f.2.'1...61S. . · . 

De~ Mangel an Fachkraften 
sorgt seit Anriahme d~r · 
Zuwanderungsinitiative no.ch 
starker für Schlagzeilen. Der 
Bund mochte als Initiator und 
Koordinator auftreten, sagt 
Boris Zürcher vom Seco. 

Michael Schoenenberger 

Der Bundesrat will das inlãndische 
Potenzial an Arbeitskrãften besser nut­
zen. Diese Woche hat er im Zusammen­
hang mit der Behandlung der SVP-Zu­
wanderungsinitiative beschlossen, zu·. 
diesem Zweck die Fachlcrãfteinitiative 
(FKI) zu verstãrken. Das Eidgenossi­
sche Departement für Wirtschaft, Bil­
dung un:d Forschung (WBF) ist beauf­
tragt worden, bis Ende Juni einen Be­
richt zu erstellen. Die Regierung moch­
te etwa die administrativen Hürden für 
anerkannte Flüchtlinge und vorlãufig 
aufgenommene Personen abbauen, da­
mit diese leichter arbeiten konnen. 

Das Programm der FKI ist .aber 
wesentlich umfassender - sie war lange 
vor der Annahme des SVP-Begehrens 
initiiert worden, zunãchst mit Blick auf 
den Mangel an Fachkrãften in den tech­
nischen und mathematischen Berufen. 
Der Massnahmenkatalog hat sich nun 
allerdings erweitert und urnfasst die fol­
genden vier Handlungsfelder: 
>- In der Schweiz Iebende Menschen 
sollen - angepasst an den Bedarf der 
Arbeitswelt - besser ausgebildet, also 
hoher qualifiziert werden. Das quantita­
tive Potenzial wird hierbei auf r.und . 
600 000 Personen geschãtzt. 
>- .Mütter und Vãter sollen ne ben den 
Betreuungspflichten erwerbstãtig sein 
konnen. Insbesondere die Frauen ste­
hen im Fokus. Beispielsweise geht man 
von rund 55 000 Akademikerinnen aus, 
die nicht erwerbstãtig sind. 

>- Sodann mochte der Bund gute Bee 
dingungen für die Erwerbstãtigkeit ãlte­
rer Arbeitnehmer schaffen. In der Ren­
tenpolitilc · sind dazu in der · Altersvor­
sorge 2020 zaghafte Schritte angedacht. 
> D er Bund setzt schliesslich auf Inno- · 
vation. Man mochte in. verschiedenen 
Bereichen die Produktivitãt erholJ.en. 

Boris Zürcher, der Leiter der Direk­
tion für Ar.beit im Staatsse!cretariat für 

, Wirtschaft (Seco ), bestãtigt im Ge­
sprãch, dass auch Tagesschulen auf der 
Agenda des Bundes stehén. Fachlcreise 
sind überzeugt, dass die heutige Organi­
sationsform der Vollcsschule eine Hürde 
für die Erwerbstãtigkeit von Müttern 
und Vãtern ist. Unter Zürchers Leitung 
nimmt sich deshalb eine Arbeitsgruppe 
uriter Einbezug der relevanten Akteure 
der Tagesschulen an. «Heute fehlen uns 
wichtige Informationen dazu>>, sagt 
Zürcher. Man wolle systematisch unter­
suchen, wo es . .)demme, und überdies 
Finanzierungsfragen erortern. 

Besonders alt Nationalrat Rudolf 
Strahm (sp.) übte betreffend die FKI 
scharfe Kritilc am WBF. Der zustãndige 
Bunde~rat sei bisher nicht in der Lage. 

gewesen, eine Projektorganisation auf 
die Beine zu stellen. ·Konkret forderte 
Strahm eine staatliche Steue~ung, mit 
welcher der Fachkrãftemarigel behoben 
werden solle, wie er am Donnerstag 

. gegenüber dem staatlichen· Schweizer 
Fernsehen erlãuterte. 

Zürcher widerspricht: Dem Bund 
komme im Schweizer liberalen System 
die Rolle des Initiators und Koordina­
tors zu. Man wolle sich an die Regeln 
der Marktwirtschaft halten, also weder 
steuern noch zentralistisch oder díiigis­
tisch eingreifen. Dazu fehle dem Bund 
ohnehin die gesetzliche Legitimation. 
DÚ: Situation sei nicht vergleichbar mit 
der Lehrstellenkrise. «Damals kamen 
dem Bund klare Kompetenzen zu>>, sagt 
Zürcher. Skeptisch steht er Forderiln­
gen gegenüber, den Bedarf an Arbeits­
leistung in staatsnahen Bereichen, so im 
Gesundheits- und Bildungswesen wie 
auch in den Verwaltungen, rein quanti­
tativ zu decken. Ziel sei, innovativ zu 
denken und zu fragen, wie die Produkti-. 
vitãt zu steigern wãre. Nicht jeder ange­
meldete Bedarf entspreche unbedingt 
auch ei11er Nachfrage, sagt Zürcher. 

Zusatzliche Mittel für die Berufsbildung 
msc. · Die nationalrãtliche Bildungs­
kommission (WBK) mochte die beruf­
liche Grundbildung stãrken. Sie hat 
einer entsprechenden parlamentari-

,, schen Initiative von Felix Müri (svp., 
Luzern) mit 14 zu 4 Stimmen bei 7 Ent­
haltungen zugestimmt. Ziel des Vorstos­
ses ist es, dem steigenden Bedarf an in­
lãndischen Fachlcrãften aufgrund der 
Zustimmung zur SVP-Zuwanderungs­
initiative zu begegnen. DerBund soll zu 
diesem Zweck dazu verpflichtet werden, 
den Kantonen wãhrend vier Jahren'jãhr­
lich maximal 50 Millionen Franken für 
eine .sogenannte '«Qualifizierungsoffen­
sive» zurVerfügung zu.stellen. ' 

Mit dé<m Geld sollen zum Beispiel 
Lehrabschlüsse nachgeholt werden kon­
nen. Die Erarbeitung von auf den 
Arbeitsmarkt zugeschnittenen Kompe­
tenzen oder auch der berufliche Wieder- · 
einstieg sind weitere Ziele. Das grosste 

· Hindernis für interessierte Personen, so 
steht es in der Begründung der parla­
mentarischen Initiative, seien ihre feh­

·Ienden zeitlichen oder finanziellen Res­
sourcen. Neben der Übernahme der Bil­
dungskosten soll darum auch . ein be­
schrãl,lkter Erwerbsersatz ins Auge ge­
fasstyverde~.Diese Offensive .im Be-; 
reich der .beruflichen Gruudbildung sqll 
von einer Kampagne begleitet werden.' • ' 4. 

Treibstoff aus Sonne, Luft und Wasser 
E ine Pilotanlage for die Produktion von synthetischem M e t han los t politische F orderungen. aus 

dsd. Rapperswil · Das meiste Erdgas 
stammt aus dem Untergrund. Doch es 
gibt Alternativmoglichlceiten. ~chon seit 
langem wird Methan auch aus biologi­
schen Abfãllei geworinen. Noch kaun:l 
verbreitet ist das Konzept, Gas synthe" 
tisch li.erzustellen. In Rapperswil ist !lm 
Freitag eine solche «Power to. M e~ 
thane»cAnlage der dortigen Hochsc~ule , 
für Technikprãsentiert worden. Weil der 
Strom für die notigen chemischen Pro­
zesse aus einer nahen Solaranlage 
stammt, kann das System rírit einemWir­
kungsgrad von bloss etwa 40 Prozent als 
Nutzung erneuerbarer Energien gelte1,1. · 

Schweizweit sind zwar. mehre'ré. der­
artige Anlagen in Planung. 'Die Rappers­
wiler Techniker zãhlen ihre.in mehreren 
Containern untergebrachte Produk:tion 

.l Mfare Müller 
vor dem Presserat 

. . . 

aber als schweizweit erste «Power to Me­
t.hane>>-Anlagy; Dabei Wird. Wasser zu- , 
nãchst mit Einsatz von .Energie (Solar, 
si:tom) , ÍJ;l Sàuerstoff pnd Was~erstoff . 
umgewandelt. D em Wa:sserstoff wird 'an~ 

. schliessend Kol]lendíoxid be{gegebe~; . 
Aus dieser Reaktion entsteht schliesslich 
l\1ethan, fl.asals Brénn7 óder ,Treibstoff 
genutztwerden kanu. Einzigartig an1der · 
Anlage ist der Umstand, dass, das CO~ 
aus der UmgebJ.'!llgsluft filtriert wird, 
wãhrend sorist dit;ses Gas aus al}geliefer~ 

·te n Druckflaschen o de r aus. Emissionen 
von Kéhrichtverbrel1nungs~agen be~ 
zogen wird. IJie Entnahme des COz aus \ 

. der Luft.serikt zwar'etwasdl'(nWirkungs~. , 
grad des Systeq~.s, ero;ffu~t aber Perspek" 
tiven für .emen vollig ,autonomen ,Be~ 

. trieb. {]nterstützt,wi!d das Projekt vorn: 

l(onsulratiorten 
rnit EU heginneri bald 

(sda) · 18 Bundesparlqmentarier aus • .flj; Bern · Die dominierenden Themen 
fast allen Fraktionen' ha ben. beiin Pres- · · der Von"Wattep.wyl-Gesprãche amFrei~ 
serat• eine Beschwerde gegen' die Be- iag zwischen Bundesrat und Parteispit-
richterstattung der Zeitung «Schweiz zen :waren die UinsetzuD.g der Massen-
am lsonntag» zur Nacktselfie~Affãre einwanderungsin.itiativ,e, die ansteheri.-
von Geri Müller eingereicht. Sie sind · den Vorlagen aus dem Finanzdeparte­
der Meinung, dass die Privat- und IrJ.tim~' ment (wie ·etwa die Unternehmenssteu-
sphãfe der Politiker Wie diejenige ande- erreform III und der autcimatisc;he ,In-
rer. Menschen geschützt sei. Dieser An- formationsaustâusch) sowie die ·Wirtc 
spruch sei. bei Geri Mülie;r in krasset . schaftslage •11ac~ der Aufheb:ung des 
Weise verletzt worden. Elementare Re- Euro-Mindestkurses: Zudem hat· Bun-
geln de r · i oun1alistischen Sorgfalts- desr.ãti~ D~ris L(,mthard über d en Stand. 

Autohersteller Audi ~ darum wird das 
pmduz~erte Gas für die BetaD.kung ~nt­
sprechender Autos genutzt. 

.. Ein Vorstoss des Thurgauer GLP­
Nationalrats Thomas Bohni verlangt, 
dass Autoherstellern derartige Systeme 
bei der Erreichung der vorgeschriebe­
nen FJotten~E).IlÍssionsziele. angerech­
net werdén sollen ... Di e Gasversorger 
)Vcillen mit solchen: Anlagen, die auch 
ins Netz einspeisen kon.i:J.en, zeigen, dass · 
ihr .Energie~rãger zu ,den Zielen · der 
Energiewende passt und der in einigen 
Stãdten n un · geplante Rückbal)c von 
Gasnetzen daher fillsch ist. Durch di ese 
NutzUl,lg, von Solarstrom zlir .. (Jaspro­
duktion konnen zeitweise' Stromüber­
schüsse _energ~1;is~h umgewandelt und 
im N etz gespeichert ,werden. 

· ~ Gleíchherechtigung 
inderkmee. 

sko. · In der Schweiz sind, wie in vielen 
Lãndern, nur Mãnner wehrpflichtig. 
Anders ist es in INor\vegen. Seit)anuar 
müssen dort.béide Geschlec;hter in .die 
Armee. Denis · Froidevaui, Prãsident 
d er. Schweizérischen:. . Offiziersgesell­
schaft (SOG), kommt bei dieser abso~ 
luten WehrpfJicht ins Schwãrmen, wie ' 
der «Blick» b.erichtet: «Frauen konnen 
genàuso . gu te Soldaten sein wie 1\tiãn:c 
ner.>> bb das Norweger Modell für die 
SchweiZ·àls Vorlage dienenkonne. wer-

· l{ritisch.er Blicl~ 
auf Energiepal~et 

Standerat startet Beratung 

Die Mehrheit der standeratlichen 
Energiekommission sieht in der 
Vorlage zur Energi~wende eine 
gute Grundlage für die Detail­
be;atung. Zahheiche Aspekte ' 
will sie jedoch vertieft prüfen. 

For. Bern · Die Energiekommission 
(Urek) des Stãnderats werde sich nicht 
damit begnügen, die Vorschlãge des 
Nationalrats 'einfach durchzuwinken, ist 
aus der Kommission zu vernehmen. Die 

· Vorlage sei zwar eine gute Grundlage 
für. die Detailberatung, heisst es iri. der 
Medienmitteilung der Urek. Es seienje­
doch noch viele Fragen offen, die gründ­
lich geprüft werden müssten. Dazu zãh­
len die Kapitel zur Effizienz, zum Lang­
zeitbetriel;>skonzept der bestehenden 
AKW, zur Wasserlcraft und zum Oleo~ 
strom-Fordersystem, (KEV), wie Kom· 
missionsprãsident Ivo . Bischofberger 
(Appenzell Innerrhoden, cvp.) sagt. 
Entsprechende .Auftrãge an die Verwal· 
tung seien in Vorbe.reitung. Beispiels· 
weise sollen die Grundannahmen zu 
den Berechnungen aktualisiert werden. 

Die Kommission will die wirtschaft· 
lichen·Auswirkungen der Energiestrate· 
gie 2050 genau betrachten. Mit dem 
Nationalbank,Entscheid haben sich die 
Rahmenbedingungen verãndert. Die~ 
wird die Diskussion. über die KEV-Er· 
hohung beeinl{ussen. Bie Zeichen deu· 
ten auf einen Kompromiss irgendwc 
zwischen 1,5 Rappen (heutige Rege· 
lung) und 2,3 Rappen pro Kilowatt· 
stunde (Beschluss Nationalrat). Bereit~ 
in der gross~n Kammer · appellierter 
bürgerliche Politilcer an den Stãnderat 
den Entscheid zu korrigieren. 

Sportliche Zeitvorgahe 

Ein Teil der Kommission sei gegenühe1 
der Energiewende ziemlich kritisch ein 
gestellt, sagt die grünliberale Stãnde 
rãtin Verena Diener. D en von den Geg 
nern geltend gemachte Franlcen-Schocl 

· hãlt ~ie indes für. einen vorgeschobene1 
Grund. Der Erdolpreis se'i in den"ver 
gangenen Monaten stark gesunken 
doch dies werde nie erwãhnt. Sie sieh 
im deutlichen Eintreten mit 11 zu : 
Stimme ein gutes Zeichen für das Ener 
giepaket. Vielen sei bewusst, dass ange 
sichts der fehlenden Rentabilitãt eine 
neuen <AKW nichts anderes übrig b lei 
be, als aul'l\J.ternativen zu setzen, sag 
ein Kommissionsmitglied. 

Ziel ist es laut Bischofberger, dii 
'Energiestrategie 2050 · in' de,r Herbsr 
session, ·.im Plénum zu beraten. Dies se 
sportlich, aber riuichbar. Die Kommi.s 
si o n hat dafiir a eh t zusãtzliche Hillbtag< 
einplant. Nach diesem Fahrplan hãtteJ 
beide ~ãte das ruri1fas~ende Energi~ 
paket iD. der endenden Legislatur ein 
mal ganz durchberaten,. 

Brímche ~st gut vertreten 

.Auffallend ist, dass 8 der 13 Mitgliede 
der stãnderãtli2hen EnérgiekommissioJ 
eines oder mehrere Mandate in de 
Energiebrmwhe haben.' P:t'ãsident Bi 
schbfberger. ist im Ausschuss nuklear 

·. Entsorgung d er .. · Arbeitsgruppe · Swis~ 
electric (einem Zusammenschluss de 
Stiomunternehn:ien Axpo, Alpiq un. 
BKW)~portmit dabei ist auch Rolan 
Eberle (Thurgau, svp.), dei: zuderri. ir 
Verwaltungsrat der Ax.po, Holding sitz 
}>arteilcollege Werner Hosli ist Vize 
prãsident der IG Kleinwasserkraftwe1 
·ke Glarnerland. Mançlate für die Wa~ 
serkraft -üben auch die CVP-Vertrete 
Re né I11.1oberdorf un d Filippo Lombarc 
aus. Das Gleiche gilt für Werner Lugin 
bühl (Bern, bdp.), der Venyaltungsrat~ 
prãsident der Kraftwerke Oberhasli is· 
Martin Schmid (Graubünden,fdp.) ü 


